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Amtliche Sammlung: ja

2142 084
BGB § 839 C, Pf, Pi; RNotO § 38 ABs.l Nr.6, §§65 ff

Die allgemeine Dienstaufsicht der Justizverwaltung über 
Notare erzeugt regelmäßig keine Amtspflichten gegenüber 
den Rechtsuchenden.
Sind zureichende tatsächliche Anhaltspunkte dafür gegeben, 
daß die wirtschaftlichen Verhältnisse des Notars und die 
Art seiner Wirtschaftsführung die Belange der^Bochtsuchenden 
gefährden, dann hat die Aufsichtsbehörde die/allen Recht­
suchenden gegenüber obliegende Amtspflicht, ein Ver­
fahren zur Amtsenthebung des Notars einzuleiten.
BGH, Urt. v. 24. April 1961 - III ZR 40/60, OLG Braunschweig

LG Braunschweig



III_2P_49/.§2
Verkündet 
24. April 1961 
Justizangestellter, 

Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  

In dem Rechtsstreit

des Landes N i e d e r s a c h s e n  (Justizverwaltung), 
vertreten durch den Generalstaatsanwalt beim Oberlandes­
gericht Braunschweig in Braunschweig,

Beklagten, Berufungsbeklagten 
und Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Br.

gegen

den Melkermeister August V/ - in S|
Kläger, Berufungskläger 
und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br.

hat der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 6. März 1961 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Br. Kreft, Br. Arndt, Br. Hußla,
Br. Pfretzschner und Schäfer

für Recht erkannt:

Auf die Revision des beklagten Landes wird das 
Urteil des 2. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Braunschweig vom 23. Bezember 1959 aufgehoben.

Bie Sache wird zur anderv/eiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Revision, 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts v/egen
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Der Kläger übergab im Sommer 1956 dem Notar Sc
in Sc ein Sparbuch zur Ablösung von Hypotheken
Der Notar hob einen Betrag von 4 368,92 DM ab und ver­
brauchte ihn für sich. Er wurde wegen dieser und weiterer 
ähnlicher Taten durch die Strafkammer des.Landgerichts 
Braunschweig im Jahre 1957 rechtskräftig zu einer mehr­
jährigen Freiheitsstrafe und Geldstrafe verurteilt. Nach 
den Feststellungen der Strafkammer hat Schwieder, der seit 
1929 als Anwalt zugelassen und im Jahre 1931 zum Notar 
bestellt worden war, in der Zeit von 1950 bis 1956 in 
40 Fällen rund 219 200 DM veruntreut; der zuletzt unge­
deckte Fehlbetrag machte 115 245>23 DM aus.

Der Kläger verlangt Erstattung seines Schadens vom 
Lande Niedersachsen wegen Verletzung der Aufsichtspflicht 
und hat dazu insbesondere vorgetragen: S c h f l H B  habe 
schon bald nach seiner Ernennung zum Notar wiederholt 
Anlaß zu Beanstandungen und Maßnahmen der Dienstaufsicht 
gegeben. Insbesondere sei schon im Juli 1939 festgestellt 
worden, daß S c h 0 ü |  im Sommer 1938 im Falle KflHIB 
einen ihm übergebenen Betrag von 3 000 RM nicht bestim­
mungsgemäß aufgezeichnet und die Bearbeitung der Sache 
auch sonot ordnungswidrig behandelt gehabt habe. Der 
Reichsminister der Justiz hätte im Jahre 1940 nur mit 
Rücksicht auf die inzwischen erfolgte Einberufung des 
Notars zum Wehrdienst von der Fortführung eines Dienst­
strafverfahrens abgesehen, aber um “erneuten Bericht zu 
gegebener Zeit“ gebeten. Die Aufsichtsbehörden hätten 
nichts weiter veranlaßt, deshalb auch eine weitere Ver­
untreuung von 16 000 RlÄ zum Nachteil eines gewissen 
R f l H H B  aus dem Sommer 1939 nicht aufgedeckt und nach 
dem Kriege S c h f H H V  wieder als Notar zugelassen. Die 
Justizverwaltung habe zwar 1947 und 1955 Geschäftsprü­
fungen bei S c h f B H l  vorgenommen, aber die Prüfungsbeam­
ten nicht auf die früheren Vorgänge hingev/iesen, so daß
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die Prüfer die seit 1950 begonnenen Unterschlagungen 
des Notars nicht entdeckt hätten. S c h d ^ B  batte auf 
jeden Pall viel eingehender überwacht werden müssen. 
Im Jahre 1956 habe die auf eine bestimmte Beschwerde 
angeordnete Sonderprüfung sofort die umfangreichen 
Verfehlungen aufgedeckt. Bas.alles seien schwere Ver­
letzungen der allen Rechtsuchenden gegenüber oblie­
genden Amtspflichten gev/esen.

j

Bas Land hat Abweisung der Klage beantragt und ins­
besondere vorgetragen: Eine Schadensersatzpflicht bestehe 
schon deshalb nicht, v/eil die Aufsichtspflicht der Ju­
stizverwaltung bei Notaren keine Amtspflicht sei, die 
gegenüber den einzelnen Rechtsuchenden bestehe. Im übri­
gen hätten die Justizbehörden die Aufsichtspflicht aus­
reichend ausgeübt und die nach ihrem Ermessen sachgemäß 
erscheinenden Maßnahmen ergriffen. Ein Anlaß zu weiteren 
Maßnahmen habe nicht bestanden. Eine Burchsicht aller 
Akten auf unerledigte Fristen aus der Vorkriegszeit und 
eine häufigere Prüfung nach 1947 seien infolge der dama­
ligen Zeitverhältnisse und des Mangels an geeignetem Per­
sonal unmöglich gewesen. SchflHHI habe seine Verfehlun­
gen sorgfältig getarnt, da keine Urkunde die Verpflich­
tung zu Zahlungen an den Notar habe erkennen lassen und 
er in die Bücher nur die abgewickelten Geldgeschäfte 
verspätet eingetragen habe. Bie bei den üblichen Prüfun­
gen zulässigen Stichproben hätten nur durch Zufall zur 
Aufdeckung führen können, da sich die 40 Fälle von Ver­
untreuungen auf eine große Zahl von Notariatsgeschäften 
vieler Jahre verteilten.

Bas Landgericht hat die Klage abgewiesen, weil die 
Pflicht der Justizverwaltung zur Beaufsichtigung der 
Notare keine Amtspflicht sei, die den Behörden gegenüber 
den einzelnen Rechtsuchenden obliege. Bas Berufungsge­
richt hat - unter Berücksichtigung einer inzwischen an­
gezeigten Abtretung - das Land verurteilt, an den Zessio­
när des Klägers 4 368,92 BM nebst Zinsen zu zahlen. Ba-

i
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✓/C

gegen richtet sich die Revision des Landes, mit der 
dieses die Abweisung der Klage begehrt. Der Kläger 
bittet um Zurückweisung des Rechtsmittels.

Entscheidungsgründe:

I.
Las Berufungsgericht hat seine Entscheidung wie 

folgt begründet:

Die Lienstaufsicht des Staates über die freien 
Notare sei Ausübung eines öffentlichen Amtes, begründe 
aber im allgemeinen keine Amtspflicht gegenüber dem 
einzelnen Rechtsuchenden. Lie aus der Lienstauf sicht 
sich ergebenden Pflichten würden jedoch mindestens 
dann Amtspflichten auch gegenüber den Rechtsuchenden, 
wenn für den Aufsichtspflichtigen begründeter Anlaß zu. 
der Annahme bestehe oder bei sorgfältiger Prüfung be­
stehen müsse, daß der Notar seiner Persönlichkeit nach 
nicht mehr zur Ausübung seines Amtes geeignet sei; in 
einem solchen Palle könne die Lienstaufsicht ihrem tie­
feren Zweck und ihrer besonderen Natur nach nicht mehr 
allein dem staatlichen Interesse dienen, sondern auch 
dem Schutze des Einzelnen, der im Vertrauen auf die öf­
fentliche Bestallung den Notar in Anspruch nehme.

Liese Voraussetzungen seien hier gegeben, weil 
Schwieder seiner Persönlichkeit nach nicht untadelig 
und nicht vertrauenswürdig gewesen sei:

Er sei im Jahre 1931 im Alter von 46 Jahren zum 
Notar ernannt worden. Bei der ersten Notariatsprüfung 
im Jahre 1933 seien die Aktenführung und die Behandlung 
der Stempelabgaben beanstandet worden. 1935 habe der 
Obcrlandesgerichtspräsident in Braunschweig gegen den 
Notar eine Ordnungsstrafe von 150 RM festgesetzt, weil 
die Behandlung der Stempelabgaben erneut Unregelmäßig-
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keiten ergeben habe. Eine Notariatsprüfung auf dem 
Gebiete des Kostenwesens und des Stempelansatzes im 
Jahre 1938 habe wiederum zu Beanstandungen Anlaß gege­
ben. Die Bemängelungen der Notariatsprüfung 1939 habe 
S c h ^ H B 80 säumi6 erledigt» daß der Landgerichtspräsi 
dent ihm eine Mißbilligung ausgesprochen habe.

Im Herbst 1939 sei im Falb KjflHBauf dessen Be­
schwerde festgestellt, daß der Notar einen Betrag von 
3 000 RM zu getreuen Händen erhalten, aber im Verwah- 
rungs-und Massebuch nicht eingetragen gehabt habe; Er­
innerungen der Beteiligten habe er verspätet und unrich­
tig beschieden, doch sei seine Behauptung unwiderlegt ge 
blieben, er habe das Geld in einem Geheimfach seines 
Schreibtisches verschlossen gehalten gehabt. Landgericht 
Präsident und Oberlandesgerichtspräsident hätten daraufh 
die Einleitung eines förmlichen Dienststrafverfahrens 
mit dem Ziele der Entfernung aus dem Amt empfohlen. Der 
Heichsminister der Justiz habe jedoch im März 1940 ent­
schieden, zunächst abzuwarten,wie -sich«Schwieder während 
des Krieges als Soldat bewährte, und zu gegebener Zeit 
erneut zu berichten.

Die Justizverwaltung hätte noch 1940 die Ermittlunge 
fortführen müssen; das hätte zur Aufdeckung einer Unter­
schlagung im Falle H f l H  in Höhe von 16 000 HM geführ 
obwohl auch hier die Notariatsurkunde keinen Anhalt für 
den Empfang von Mandantengeldern ergeben habe. Weiter 
habe die Justizverwaltung die Pflicht gehabt, die früherei 
Vorgänge nach dem Kriege v/ieder aufzugreifen und durch 
nachhaltige Aufsichtsmaßnahmen eine Wiederholung zu ver­
meiden. Das sei nicht geschehen. Die beiden Prüfungen 
1947 und 1955 seien nur als übliche Boutineprüfungen 
ohne besondere Hinweise für die Prüfer durchgeführt 
worden, obwohl 1947 wiederum in einem Falle eine unge­
naue Verbuchung eines zur Auszahlung empfangenen Betrages 
von rund 2 000 HM festgestellt worden sei.
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Es sei eine schuldhafte Pflichtverletzung der be­
teiligten Beamten, daß sie die Vorgänge aus 1939 nicht 
wieder aufgegriffen und zum Anlaß für besondere Maßnah­
men genommen hätten. Gewiß habe die Justizverwaltung in 
den ersten Jahren nach dem Kriege es sich infolge Per­
sonalmangels nicht leisten können, abgelegte Akten ohne 
besonderen Anlaß nach unerledigten Vorgängen durchzuse­
hen, aber die fraglichen Akten seien wiederholt im Ge­
schäftsgang gewesen, so daß die Sachbearbeiter von dem 
nicht abgeschlossenen Verfahren Kenntnis hätten nehmen 
können. • Eine anderweite Ersatzmöglichkoit bestehe 
für den Kläger nicht.

II.

Der Ausgangspunkt des angefochtenen Urteils ist 
richtig: Bas Land haftet nach § 839 BGB und Art. 34 GG 
dem Kläger für den entstandenen Schaden nur, wenn die 
beteiligten Justizbeamten die ihnen einem Britten, hier 
also dem Kläger gegenüber obliegenden Amtspflichten 
schuldhaft verletzt haben; die Betätigung der Bienstauf­
sicht ist dabei Ausübung eines den Justizbeamten anver­
trauten öffentlichen Amtes im Sinne des Art.34 GG.

Richtig sind auch die weiteren Ausführungen des 
Berufungsgerichts, daß die Behörden bei Ausübung der 
staatlichen Aufsicht regelmäßig keine Amtspflichten er­
füllen, die ihnen einer bestimmten dritten Person gegen­
über obliegen. Alle Amtspflichten bestehen zunächst im 
Interesse der Allgemeinheit und des Staates. Bient eine 
Amtspflicht lediglich dem Schutze der öffentlichen Ord­
nung, dem allgemeinen Interesse des Gemeinwesens an einer 
ordnungsmäßigen, sauberen Amtsführung, der Ytohrung inner­
dienstlicher Belange oder der Aufrechterhaltung einer 
wohl funktionierenden geordneten Verv/altung, dann kommt 
Britten gegenüber eine Haftung für Verletzung derartiger 
Amtspflichten auch dann nicht in Betracht, wenn die amt­
liche Tätigkeit sie betroffen, insbesondere ihre Inter-
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essen beeinträchtigt hat. Eine Haftung besteht nur dann, 
wenn die verletzte Amtspflicht dem Beamten gerade be­
stimmten Britten gegenüber obgelegen hat. Bas wiederum 
und der Kreis der geschützten Personen oder Personen­
gruppen bestimmen sich nach dem Zweck, dem die Amtspflich 
dient. Bieser Zweck ergibt sich aus den Bestimmungen, die 
die Amtspflicht begründen und umreißen, sowie aus der 
besonderen Natur des Amtsgeschäfts. Es genügt, wenn die 
Amtspflicht neben der Erfüllung allgemeiner Interessen 
und der Verfolgung öffentlicher Zwecke a u c h  den 
Zweck verfolgt, die Interessen Einzelner wahr zunehmen, 
selbst wenn der Betroffene keinen Rechtsanspruch auf Vor- 
nahne der Amtshandlung hat (vgl.BGB-RGRK II.Aufl. § 839 
Anm.40 ff; ferner: BGHZ 32, 145)•

Bie Vorschriften, die die allgemeine Bienstauf sicht 
über die Notare regeln und die mithin die rechtliche Na­
tur der hier in Rede stehenden Amtsgeschäfte entschei­
dend bestimmen, besagten folgendes:

In Niedersachsen galt in der hier maßgeblichen Zeit 
noch die Reichsnotarotdnung vom 13. Februar 1937 (RGBl I 
191; abgekürzt: RNotO). Bie allgemeinen Bestimmungen 
(§§ 65-67 RNotO) klärten, welchen Behörden die Prüfung 
und Überwachung der Amtsführung der Notare oblag und 
in welchem Umfang die Notare verpflichtet waren, Auf- 
sichtsmaßnahmen zu dulden sov/ie dabei mitzuwirken. Bie 
Bienstordnung wiederum bestimmte in §§ 43, 44, in welchen 
Abständen Prüfungen stattfinden sollten und daß sie sich • 
auf die gesamte Amtsführung des Notars erstreckten, also 
auch auf die Einrichtung der Geschäftsstelle, die Füh­
rung und Aufbewahrung der Bücher und Akten sowie auf die 
vorgeschriebene Verwahrung von Wertgegenständen. Eine 
vom Reichsminister der Justiz erlassene Allgemeinverfügung 
über die Angelegenheiten der Notare vom 14. Juni 1937 
(BJ 914) regelte unter C weitere Einzelheiten, insbeson­
dere die Tätigkeit der Aufsichtsbehörden und die Ver­
teilung der Aufgaben zwischen dem Landgerichtspräsidenten
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und dem Oberlandesgerichtspräsidenten. Zur Dienstaufsicht 
gehörte ferner die Bestimmung des § 16 RNotO, v/onach die 
Aufsichtsbehörde über Beschwerden zu entscheiden hat, 
in denen behauptet wird, ein Notar verv/eigere ohne aus­
reichenden Grund seine Amtstätigkeit. Wesentliche und 
wichtige Besonderheiten fanden sich endlich in den Be­
stimmungen über die Amtsenthebung im Verwaltungswege5 
Nach § 38 Nr.6 RNotO v/ar der Notar seines Amtes zu ent­
heben, wenn seine Verhältnisse und die Art seiner Y/irt- 
schaftsführung die Belange der Rechtsuchenden gefährden.
Die neue BundesnotarOrdnung enthält die gleiche Bestimmung, 
aber genauer dahin gefaßt, daß die Amtsenthebung des No­
tars zu erfolgen hat, "wenn seine wirtschaftlichen Ver­
hältnisse oder die Art seiner Wirtschaftsführung die In­
teressen der Rechtsuchenden gefährden" (vgl. § 50 der 
BundesnotarOrdnung idF vom 24. Februar 1961 - BGBl I 97). 
Daneben unterlagen die Notare einem Dienststrafrecht der­
art, daß gegen Notare, die schuldhaft die ihnen oblie­
genden Amtspflichten verletzten, in entsprechender An­
wendung der für Richter geltenden Vorschriften Dienst­
strafen verhängt werden konnten (§§ 68 ff RNotO).

Unter Beachtung der oben entwickelten Grundsätze über 
den Kreis der durch die Amtshaftungsbestimmungen geschütz­
ten Personen ergibt sich aus diesen die staatliche Auf­
sicht über Notare regelnden Bestimmungen folgendes:

Die Dienstaufsichtsgewalt gewährt der Justizverwal­
tung gewisse Befugnisse gegenüber den Notaren und erzeugt 
Pflichten der Notare gegenüber den Aufsichtsbehörden, ob­
wohl der Notar als unabhängiger Träger eines öffentlichen 
Amtes auf dem Gebiet der vorsorgenden Rechtspflege (§ 1 
RNotO, § 1 BNotO) sonst bei seiner Amtsausübung keinen 
sachlichen Weisungen der Justizverwaltung unterliegt.
Der Staat benutzt ersichtlich seine Dionstaufsichtsge­
walt, um die ordnungsmäßige Ausübung dieses öffentlichen 
Amtes im Interesse der Rechtspflege, also im allgemeinen



- 9 -
Interesse zu sichern. Dabei erfüllt die Dienstaufsicht 
insbesondere bei den regelmäßigen Prüfungen zunächst 
nur eine Art Beobachtungsfunktion, die Material oder 
Anhaltspunkte zur Entscheidung liefern soll, ob Maßnah­
men allgemeiner Art oder ob gegenüber einem Notar Ein- 
zclontscheidungen erforderlich werden. Insoweit dient 
die Dienstaufsichtsgewalt also der Vorbereitung für 
Maßnahmen der Dienststrafgewalt oder zur Entscheidung 
darüber, ob von der Möglichkeit einer Amtsenthebung im 
Verwaltungswege Gebrauch gemacht werden soll. Nach der 
Art dieser Tätigkeit, also der Natur der Amtsgeschäfte 
fehlen diesen Betätigungen der Dienstaufsicht zunächst 
nähere Verbindungen zu einzelnen Rechtsuchenden, weil 
sich Folgerungen nur für einen ganz unbestimmten und 
so großen Kreis von Personen ergeben können, daß ihre 
Interessen noch dem Interesse der Allgemeinheit gleich­
zusetzen sind. Man sieht es an dem Fall des Klägers, der 
bei Ausübung der allgemeinen Dienstaufsicht im Jahre 1939 
v/ahrscheinlich den Notar S c h ^ H I B  überhaupt nicht persön­
lich kannte und ihn erst etwa 15 Jahre später als Notar 
in Anspruch nahm.

Der Staat hat sich ähnliche Möglichkeiten zur Beob­
achtung und Überwachung in Form einer Aufsicht bei zahl­
reichen Berufen, insbesondere auch bei anderen freien 
Berufen Vorbehalten. Alle diese Beobachtungen, Überwa­
chungen und Prüfungen kraft der allgemeinen Staatsauf­
sichtsgewalt sind zunächst nur Betätigungen im allgemeinen 
staatlichen Interesse. Der Staat ist in diesen Fällen einer 
Aufsicht nicht allen denjenigen zum Schadensersatz ver­
pflichtet, die durch den Beaufsichtigten geschädigt wor­
den sind, aber bei einer eingehenderen Ausübung der 
Staatsaufsicht möglicherweise vor Schaden bewahrt worden 
wä^.en.

Ebenso dient die Ausübung der-Dienststrafgev/alt in 
erster Linie der Erhaltung einer sauberen, reibungslosen 
und gesetzmäßigen Verwaltung, wenn auch die Reflexv/irkung
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einer Dienststrafmaßnahme häufig den Rechtouchendon zu­
gute kommt. Deshalb steht es stets im Ermessen des Dienst- 
vorgosetzten, ob und wie er von seiner Dienststrafgewalt 
Gebrauch machen, insbesondere ob er ein förmliches Dienst­
strafverfahren einleiten will. Im Dienststrafverfahren 
wiederum entstehen zwar Dienstpflichten gegenüber dem 
Beschuldigten, nicht aber gegenüber den geschädigten 
Auftraggebern des Notars.

Als Ergebnis ist sonach festzuhalten, daß die all­
gemeine Dienstaufsicht über die Notare grundsätzlich keine 
Amtspflichten der mit der Dienstaufsicht betrauten Stellen 
gegenüber bestimmten Personen begründet.

Jedoch können aus einer solchen, grundsätzlich nur 
im öffentlichen Interesse begründeten allgemeinen Auf­
sichtspflicht im Einzelfall Amtspflichten gegenüber dem 
Einzelnen erwachsen. Hierzu ist auf folgende Beispiele 
aus der Rechtsprechung hinzuweisen: Wenn sich etwa ein 
Bürger unmittelbar an die Aufsichtsbehörde wendet, dann 
hat diese ihm gegenüber bereits Amtspflichten, ins­
besondere die Pflicht, Eingaben sachgemäß zu bearbeiten 
und zu bescheiden (RGZ 145, 204/2135 BGHZ 15, 305)* So­
weit das Gesetz die Anhörung eines Beteiligten durch die 
Aufsichtsbehörde vorschreibt, bestehen auch ihm gegenüber 
Amtspflichten (BGH III ZR 65/58 vom 15.Juni 1959). Die 
Bankaufsichtsbehördo hat dann, wenn ein Genehmigungsver­
fahren durch einen förmlichen Antrag eingeleitet wird, 
jedenfalls dem Antragsteller gegenüber gewisse Amts­
pflichten (BGH - VersR I960, 979). Die Kommunalaufsicht 
des Staates begründet den Gemeinden gegenüber Amtspflich­
ten zur sachgemäßen Ausübung der Aufsicht, v/eil dadurch 
auch die Interessen der Gemeinden gefördert oder geschützt 
werden sollen (RGZ 118, 97/99). Aus dem Recht der Bun­
desregierung, die Ausführung der Bundesgesetze zu beauf­
sichtigen, soweit sie den Ländern obliegt, kann sich 
unter Umständen eine dem betroffenen Bürger gegenüber
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obliegende Amtspflicht zum Einschreiten ergeben, so 
etv/a, wenn durch die Untätigkeit der Landesstraßenbe­
hörden der Bund fremdes Eigentum für eine Bundesstraße 
benutzt, ohne daß Jahrzehnte hindurch die Entschädigung 
geregelt wird (LM GG Art,54 Nr,27). Alle diese Entschei­
dungen bestätigen, daß aus der regelmäßig im allgemei­
nen staatlichen Interesse bestehenden Staatsaufsicht 
infolge der Besonderheiten des Einzelfalles doch Amts­
pflichten erwachsen können, die dem Beamten einem ein­
zelnen Dritten gegenüber obliegen. Die Abgrenzung kann 
nicht nach dem Maß der aufzuv/endenden Sorgfalt oder der 
Größe einer Gefahr geschehen, worauf letzten Endes das 
Berufungsgericht abstellen will, sondern entscheidend 
muß sein, ob die in Frage stehenden Amtsgeschäfte nach 
ihrer Natur nunmehr auch dem Interesse der einzelnen 
Bürger zu dienen bestimmt sind. Der Bundesgerichtshof 
hat bereits früher darauf abgestellt, ob die Erledigung 
des Amtsgeschäfts, das immer irgendwie der Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben dient, eine so große und unbe­
stimmte Zahl von Personen betrifft, daß diese der Allge­
meinheit gleichzusetzen sind, oder ob die Verknüpfung 
der Amtshandlung mit den Interessen einzelner Betroffener 
oder eines bestimmten Personenkreises nach der Natur des 
Amtsgeschäfts bereits so stark ist, daß die Wahrung der 
Interessen der Allgemeinheit des Gemeinwesens nicht mehr 
überwiegt oder der Amtshandlung nicht mehr das entschei­
dende Gepräge gibt (BGH NJW 1959» 574)»

Im Bereich der Dienstaufsicht über die Notare wird 
eine Beziehung von Amtsgeschäften zu bestimmten Dritten 
unzweifelhaft einmal im Bahmen der Bestimmung des § 16 
RNotO hergestellt, die die Pflicht der Aufsichtsbehörde 
normiert, auf Beschwerde Betroffener gegen die Verweige­
rung einer Amtstätigkeit des Notars einzuschreiten, die 
Berechtigung der Weigerung zu prüfen und das Erforderliche 
zu veranlassen. Hier ist der Rechtsuchende durch seine 
förmliche, die Tätigkeit der Aufsichtsbehörde auslösende
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Beschwerde so eng mit der Amtstätigkeit verbunden, daß 
daraus Amtspflichten ihm gegenüber entsteheno

Pas gleiche hat zu gelten, wenn jemand sich mit Be­
schwerden anderer Art, mit bestimmten Anträgen, Gesuchen 
usw. an die PienstaufSichtsbehörde gewandt hat. Hier wird 
ebenfalls die Amtspflicht gegenüber den einzelnen Antrag­
stellern begründet, ihre Beschwerden und Beanstandungen 
auf ihre Berechtigung zu prüfen und sie sachgerecht zu 
bescheiden.

Ganz eindeutig stellt endlich die für den vorliegenden 
Pall besonders bedeutsame Bestimmung Uber die Amtsenthebung 
in § 38 Nr.6 RNotO auf die Interessen der Rechtsuchenden 
ab. Panach ist ein Notar seines Amtes zu entheben, wenn 
seine wirtschaftlichen Verhältnisse und die Art seiner 
V/irtschaftsführung die Belange der Rechtsuchenden gefähr­
den. Per Schutz der Rechtsuchenden ist mithin der ausge­
sprochene Zweck dieser Bestimmung. Peshalb ist die Pflicht 
der Aufsichtsorgane, bei ungünstiger Wirtschaftslage oder 
schlechter Wirtschaftsführung des Notars ihn gegebenen­
falls seines Amtes zu entheben, eine Amtspflicht, die 
ihnen mindestens au c h den Rechtsuchenden g^g^nüber ob­
liegt.

/
Nach § 38 A1 ŝ.2 RNotO geschieht diese Amtsenthebung 

in einem förmlich geregelten Verfahren: Per Notar ist 
zu hören; es sind Ermittlungen anzustellen, und nach Ab­
schluß der Ermittlungen ist dem Notar zu eröffnen, aus 
welchen Gründen seine Amtsenthebung in Aussicht genommen 
ist. Per Notar kann innerhalb einer bestimmten Prist dao 
Pienststrafgericht zur Entscheidung darüber anrufen, ob 
die gesetzlichen Voraussetzungen für eine Amtsenthebung 
gegeben sind. Pie Amtsenthebung selbst erfolgt nach Ab­
schluß des Verfahrens durch die oberste Pienstaufsichts- 
behörde. Pieses gesamte Enthebungsverfahren dient not- 
wenigerweise^demsolben Zweck, nämlich dem Schutze der
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Rechtsuchenden, und erzeugt damit durchweg Pflichten 
ihnen gegenüber.

Dem einzelnen Rechtsuchenden gegenüber besteht die 
Amtspflicht, dieses Enthebungsverfahren einzuleiten und 
sachgemäß durchzuführen zunächst dann, wenn die Voraus­
setzungen des § 38 Nr.6 RNotO bereits feststehen, wenn 
also der Aufsichtsbehörde Tatsachen positiv bekannt 
sind oder eindeutige Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Notars und die 
Art seiner Wirtschaftsführung die Belange der Rechtsu­
chenden gefährden. Die Amtspflicht zum Einschreiten be­
steht ferner Dritten gegenüber auch dann,wenn ein. Verdacht 
von einer gewissen Stärke dafür besteht, daß die gesetz­
lichen Voraussetzungen für eine Amtsenthebung des Notars 
gemäß § 38 Abs.2 RNotO gegeben sind. Es ist Tatfrage, 
wann ein solcher Verdacht von ausreichender Stärke anzu­
nehmen ist, mithin die Annahme einer Gefährdung der Be­
lange der Rechtsuchenden naheliegt. Im Strafverfahren spri 
man von einem Verdacht, wenn auf Grund des vorliegenden 
Tatsachenmaterials eine Wahrscheinlichkeit dafür besteht, 
daß es zu einer Verurteilung kommen werde; diese Wahr­
scheinlichkeit kann nach der Überzeugungskraft, dem ’Wert 
und der Geschlossenheit der vorliegenden Beweisumstände 
verschieden stark sein (vgl.Eberhard Schmidt, Lehrkommen­
tar zur StPO § 112, 8 ff). In Fällen der hier interessie­
renden Art muß ein zur Einleitung des Enthebungsverfah- . 
rens ausreichender Verdacht dann bejaht werden,wenn die 
belastenden Umstände so stark sind, daß der Träger der 
Dienotaufsicht bei pflichtmäßiger Würdigung eine ausrei­
chende Wahrscheinlichkeit dafür bejahen muß, daß das 
Verfahren mit einer Amtsenthebung des Notars enden werde. 
In diesem Augenblick beginnt die allen Rechtsuchenden 
gegenüber bestehende Amtspflicht der Aufsichtsbehörde 
zum Einschreiten. Es müssen also zureichende tatsächliche 
belastende Anhaltspunkte vorliegen. Mangels gesetzlicher 
Einschränkungen ist es nicht nötig, daß "hinreichender
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Verdacht’1 oder gar ’’dringender Verdacht” besteht, sondern 
es genügt jeder nicht ganz unbedeutende Verdacht, also 
eine durch bestimmte und nachprüfbare Tatsachen belegte 
Kenntnis solcher belastender Umstände, die voraussicht­
lich zur Amtsenthebung führen werden.

Diese allen Hechtsuchenden gegenüber bestehende Amts­
pflicht wird verletzt, wenn die Dienstaufsichtsbehörde 
die Einleitung eines Enthebungsverfahrens unterläßt, ob­
wohl bei Ausübung der Dienstaufsicht oder sonstwie Um­
stände zutage getreten sind, die bei pflichtgemäßer 7/tir- 
digung Anlaß zur Einleitung eines Amtsenthebungsverfahrens 
hätten abgeben müssen. Die Aufsichtsorgane verstoßen aber 
nicht gegen eine bestimmten Dritten gegenüber bestehende 
Amtspflicht, wenn infolge unzureichender Handhabung der 
allgemeinen Dienstaufsicht Tatsachen, die einen zur Ein­
leitung eines Enthebungsverfahrens genügenden Verdacht 
begründen würden, der Dienstaufsichtsbehörde unbekannt 
bleiben. Hat also die Handhabung der allgemeinen Dienst­
aufsicht - sei es beispielsweise, daß die Prüfungen nicht 
innerhalb der vorgeschriebenen Fristen vorgenommen oder 
daß sie unsorgfältig durchgeführt werden - nicht zur Auf­
deckung der bereits vorhandenen Verdachtstatsachen ge­
führt, also etwa eine tatsächlich begangene Unterschla­
gung, Veruntreuung oder sonstige Straftat,eine Überschul­
dung oder Zahlungsunfähigkeit des Notars nicht ergeben, 
dann ist nur die allgemeine Amtspflicht verletzt, deren 
Mißachtung noch nicht zum Schadensersatz verpflichtet.

III.

Bei dieser Rechtslage muß das Berufungsurteil aufge­
hoben werden, weil das Oberlandesgericht in der nicht 
gehörigen Ausübung der allgemeinen Dienstaufsicht die 
Verletzung einer dem Kläger gegenüber bestehenden Amts­
pflicht seitens der Dienstaufsichtsbehörde unter Voraus- %Setzungen angenommen hat, unter denen nach den vorste-
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henden Ausführungen eine Amtspflichtverletzung einem 
bestimmten Dritten gegenüber noch nicht angenommen wer­
den kann.

Das Berufungsgericht, an das die Sache zur erneute 
Verhandlung und Entscheidung zurückverv/iesen werden mu£ 
wird darüber zu befinden haben, ob die Aufsichtsorgane 
die oben beschriebene Pflicht zur Einleitung und Durch­
führung eines EnthebungsVerfahrens schuldhaft verletzt 
haben und ob dadurch dem Kläger ein Schaden entstanden 
ist.

Das Oberlandesgericht wird daher erneut zu prüfen 
haben, wie die Lage nach 1945 war, ob insbesondere das 
Ergebnis der Notariatsprüfungen nach 1945 in Verbindung 
mit dem aus den Akten ersichtlichen Ergebnis der Ermitt­
lungen in der Vorkriegszeit genügend Anhaltspunkte dafüi 
ergeben hatte, um nunmehr ein Enthebungsverfahren einzu­
leiten. Denn das Ergebnis der früheren Ermittlungen lag 
der Behörde vor; wenn es zusammen mit dem Ergebnis der 
weiteren Prüfungen zur Einleitung eines Enthebungsver­
fahrens ausgereicht hätte, die Aufsichtsbeamten das aber 
nicht erkannt hätten, würde schon eine Verletzung der 
dem Kläger gegenüber obliegenden Amtspflichten zu bejahe] 
sein. Dabei darf jedoch nicht der Fall Reszmeier berück­
sichtigt werden, weil er bis dahin noch nicht auf gedeckt 
worden war. Auch im Falle K d B  hatten die Ermittlungen 
bis dahin den Tatbestand einer Unterschlagung nicht er­
geben.

(

Bejaht das Berufungsgericht schuldhafte Versäumnisse 
bei der so umrissenen Pflicht zur Einleitung und Durch­
führung des Enthebungsverfahrens, dann ist für die Frage 
des Ursachenzusammenhangs - wie das Berufungsgericht 
bereits richtig ausgeführt hat - wieder darauf abzustel-
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len, wie nach Auffassung der jetzt entscheidenden Hichter 
die Aufsichtsbehörden damals richtig hätten entscheiden 
müssen und ob bei deren richtigem Vorgehen der Schaden 
des Klägers nicht eingetreten wäre (vgl.BGB-HGRK ll.Aufl. 
§ 839 Anm.50).

Dr.Kreft Dr.Arndt Dr.Hußla
D r .Pfretzschner Schäfer
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